
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

In Zusammenarbeit mit der Verwaltung: 

Büro für Stadtplanung und Kommunalberatung 

Tischmann Schrooten 

Berliner Straße 38, 33378 Rheda-Wiedenbrück 

Telefon 05242/5509-0, Fax 05242/5509-29 

 

Bauleitplanung der Gemeinde Bad Rothenfelde: 

 

 

 

 

 

BEBAUUNGSPLAN NR. 61 

„AM FORSTHAUS/OST“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beratungsunterlagen zu den Verfahrensschritten: 

 

A. Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher 

Belange gemäß § 4 Baugesetzbuch (BauGB) sowie der Nachbar-

kommunen gemäß § 2(2) BauGB 

B. Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Baugesetzbuch (BauGB) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bad Rothenfelde, 17.11.2017 
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Zu A. Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher 

Belange gemäß § 4 Baugesetzbuch (BauGB) sowie der Nachbar-

kommunen gemäß § 2(2) BauGB 

 

 

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

gemäß des § 4(1) Baugesetzbuch (BauGB) und die der Nachkommunen 

gemäß § 2(2) BauGB ist mit Schreiben vom 10.04.2017 für die Dauer 

eines Monats erfolgt. 

Die Beteiligung gemäß der §§ 4(2)/2(2) BauGB wurde mit Schreiben vom 

11.07.2017 in der Zeit vom 20.07.2017 bis einschließlich dem 

23.08.2017 durchgeführt. Die Offenlage gemäß § 3(2) BauGB hat 

parallel in der Zeit vom 20.07.2017 bis einschließlich dem 23.08.2017 

stattgefunden. 

Gemäß § 4a(3) BauGB erfolgte mit Schreiben vom 27.09.2017 mit Frist 

bis zum 10.11.2017 ein erneutes Beteiligungsverfahren, da die zur Zeit 

bestehende Schwarzdornplantage nicht als private Grünfläche, sondern 

als Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt werden soll. Die erneute 

Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgte in der Zeit vom 09.10.2017 bis 

einschließlich dem 10.11.2017. 

 

Stellungnahmen von TÖB mit Hinweisen/Anregungen: 

Nr. TÖB §4(1)/§2(2) 

BauGB 

§4(2)/§2(2) 

BauGB 

§4a(3) 

BauGB 

1 Landkreis Osnabrück 18.05.2017 21.08.2017 

11.09.2017 

06.11.2017 

2 Landwirtschaftskammer 

Niedersachsen 

08.05.2017 10.08.2017 26.10.2017 

3 Landesamt für Geoinformation 

und Landesentwicklung 

Niedersachsen (LGLN) 

21.04.2017 18.07.2017 11.10.2017 

4 Westnetz GmbH 16.05.2017  08.11.2017 

5 Gemeinde Bad Rothenfelde, 

Klimaschutz 

15.05.2017 08.08.2017 06.11.2017 

6 Niedersächsischer Landes-

betrieb für Wasserwirtschaft, 

Küsten- und Naturschutz 

 17.07.2017 11.10.2017 

 

Stellungnahmen von TÖB ohne Hinweise/Anregungen: 

TÖB §4(1)/§2(2) 

BauGB 

§4(2)/§2(2) 

BauGB 

§4a(3) 

BauGB 

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt 

Osnabrück 

18.05.2017 17.08.2017 10.10.2017 

Handwerkskammer Osnabrück – 

Emsland – Grafschaft Bentheim 

25.04.2017 21.08.2017 02.11.2017 

Niedersächsische Landesforsten, 

Forsthaus Ankum 

17.05.2017   

Amt für regionale 

Landesentwicklung 

 14.08.2017 04.10.2017 

Unterhaltungsverband Nr. 96 

„Hase-Bever“ 

18.04.2017 17.07.2017 11.10.2017 

EWE Netz GmbH 20.04.2017  09.10.2017 

Deutsche Telekom Technik GmbH 16.05.2017 18.08.2017 10.11.2017 

Vodafone Kabel Deutschland 

GmbH 

19.05.2017 15.08.2017 09.11.2017 

Gemeinde Bad Laer 13.04.2017 14.07.2017 05.10.2017 

Stadt Dissen aTW 02.05.2017 25.07.2017 18.10.2017 

Gemeinde Hilter 18.04.2017 19.07.2017  

Stadt Versmold 25.04.2017 20.07.2017 11.10.2017 

 

Beteiligte TÖB ohne Abgabe von Stellungnahmen: 

TÖB 

 

Landesbergamt Clausthal-Zellerfeld 

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 

Verkehrswacht Ortsverband Bad Rothenfelde / Dissen 

Polizeiinspektion Osnabrück 

Industrie- und Handelskammer Osnabrück 

Tourismusverband Osnabrücker Land e.V. 

Osnatel GmbH, Osnabrück 

Strom- und Gasversorgung Versmold GmbH, Bereich Gas 

Strom- und Gasversorgung Versmold GmbH, Bereich Strom 

Wasserbeschaffungsverband Osnabrück-Süd 

Freiwillige Feuerwehr Bad Rothenfelde 

Agentur für Arbeit Osnabrück 

BUND e.V. / Kreisgruppe Osnabrück 
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A.1 Landkreis Osnabrück (18.05.2017) 

 
 

Zu A.1 Landkreis Osnabrück (18.05.2017) 

 

Regional- und Bauleitplanung 

Im Hinblick auf die raumordnerischen Ziele des Regionalen Raumord-

nungsprogramms (RROP) werden unter anderem das Vorranggebiet für 

Trinkwassergewinnung (Heilquelle, D 3.9.1 02), das Vorsorgegebiet für 

Erholung (D 3.8 04) und einer Landwirtschaft auf Grund hohen, natür-

lichen, standortgebundenen landwirtschaftlichen Ertragspotenzials (D 3.2 

02) in den Planunterlagen berücksichtigt. Ein Vorsorgebiet für Landwirt-

schaft auf Grund besonderer Funktionen der Landwirtschaft (D 3.2 03) 

liegt ebenfalls vor, ist jedoch aufgrund von Schraffurüberlagerungen über 

das Internet im geografischen Informationssystem des Landkreises 

Osnabrück nicht erkennbar. Nach Rücksprache mit dem Landkreis 

Osnabrück am 31.05.2017 wurde dies im Entwurf zusätzlich mit aufge-

führt. 

 

 



44  

 

Dass der Umweltbericht im Vorentwurf mit den bis dahin ausführbaren 

Inhalten den Anforderungen nach § 2a BauGB entspricht, wird zur 

Kenntnis genommen. Aufgrund der in Rahmen der Beteiligungen gemäß 

der §§ 3(1) und 4(1) BauGB eingegangenen Stellungnahmen wurde der 

Entwurf des Umweltberichts hinsichtlich der Informationen sowie der 

auszuführenden Aspekte (Auswirkungen, Prognose über die Entwicklung 

des Umweltzustands, Planungsalternativen etc.) ergänzt. 

 

Die gewählte Gesetzes-Zitierweise mit dem Absatz in Klammern ist 

neben den aufgeführten Schreibweisen ebenfalls gebräuchlich. Sie wird 

in Plankarte, Begründung und Umweltbericht einheitlich eingesetzt und 

beibehalten. 

 

Die Dachneigung für Satteldächer ist von 30° - 45° vorgesehen, dies ist 

in der Begründung zum Entwurf entsprechend angepasst. 

 

 

Untere Wasserbehörde 

Dass bei der aktuell angestrebten Ausbaugröße der Kläranlage für 

15.700 Einwohnerwerte (EW) keine Bedenken für die Ergänzung des 

bestehenden Baugebiets bestehen, wird zur Kenntnis genommen. 

 

Zum Trinkwasserschutz bzw. zum Heilquellenschutzgebiet (HQSG) Bad 

Rothenfelde ist festzustellen, dass der geplante Geltungsbereich wie 

bereits im Vorentwurf ausgeführt in der Schutzzone I und nicht wie in 

der Stellungnahme in der Schutzzone II liegt. Hierbei handelt es sich 

nach Rücksprache mit dem Landkreis Osnabrück am 30.05.2017 um 

einen Schreibfehler. Die entsprechenden Zusammenhänge sind in einer 

für die Bauleitplanung relevanten Tiefe bereits im Vorentwurf dargelegt. 

 

Die Beseitigung des Niederschlagswassers der geringfügigen Ergänzung 

des Gebäudebestands ist über die in der Neuordnung befindliche Trenn-

kanalisation im der Straße Am Forsthaus vorgesehen. Die Entwässerung 

der im Osten ausgedehnten Grünbereiche erfolgt unverändert über den 

Bodenraum und von dort in den angrenzendem Süßbach. Ein Erfordernis 

näherer Festsetzungen und Untersuchungen oder Regelungen bezüglich 

der Versickerung von Niederschlagswasser wird daher nicht gesehen. 
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Untere Denkmalbehörde 

Im Hinblick auf mögliche Bau- und Bodendenkmale sind in der Plankarte 

und in den Texten entsprechende Inhalte bereits zum Vorentwurf 

berücksichtigt.  

 

Nördlich des ehemaligen Forsthauses wird in Anbetracht des hier beson-

ders ausgebildeten Giebels zum Entwurf der Bauteppich unterbrochen. 

Ergänzend zur Westseite werden dazu die Baugrenzen auch an der Nord- 

und Ostseite unmittelbar an das Gebäude angelegt. Die Baugrenze auf 

dem nördlich angrenzenden Baugrundstück wird 3 m von dessen Grund-

stücksgrenze abgerückt. Hierdurch wird der Gebäudebestand, wie von 

der Unteren Denkmalbehörde vorgeschlagen, festgeschrieben. 

Der Anregung ebenfalls im Grundsatz folgend wird an der Südseite des 

ehemaligen Forsthauses, an der bereits vor einiger Zeit ein größerer An-

bau bestand, durch die Festsetzung einer überbaubaren Fläche die Mög-

lichkeit für einen neuen Anbau eröffnet. Da es sich jedoch lediglich um 

einen untergeordneten Anbau handeln soll, wird diese Fläche auf die 

Breite des Hauptgebäudes mit ca. 15 m beschränkt. In einem Abstand 

von ca. 10 m zur Südfassade wird die bisherige Breite der überbaubaren 

Fläche von ca. 20 m durch eine Erweiterung nach Osten wieder aufge-

nommen. Im Übrigen wird den Belangen des Denkmalschutzes entspro-

chen, in dem bauliche Veränderungen/Erweiterungen an dem Baudenk-

mal der Unteren Denkmalbehörde zur Genehmigung vorgelegt werden 

müssen.  

 

Der Stellungnahme wird dadurch insgesamt gefolgt. 

 

 

Landwirtschaftlicher Immissionsschutz 

Dass aus Sicht des landwirtschaftlichen Immissionsschutzes keine 

Bedenken bestehen, wird zur Kenntnis genommen. 

 

Ebenfalls zur Kenntnis genommen wird die Einschätzung des Land-

kreises, dass eine Hobbytierhaltung im Regelfall nicht zu unzulässigen 

Immissionsanstiegen führt und daher auf den festgesetzten privaten 

Grünflächen zugelassen werden kann. Die Verwaltung folgt dieser Ein-

schätzung. 
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Die Stellungnahme des Landkreises Osnabrück wird insgesamt zur 

Kenntnis genommen. Mit Ausnahme der Zitierweise von Rechtsvorschrif-

ten wird ihr im Grundsatz gefolgt bzw. entsprechen die meisten Ausfüh-

rungen des Vorentwurfs bereits der Stellungnahme. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Die Inhalte zum Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP) sind um 

das Vorsorgebiet für Landwirtschaft auf Grund besonderer Funktionen 

der Landwirtschaft (D 3.2 03) zu ergänzen. 

 

Der Entwurf des Umweltberichts wird zur Kenntnis genommen. 

 

Ein Erfordernis näherer Festsetzungen und Untersuchungen oder 

Regelungen bezüglich der Versickerung von Niederschlagswasser wird 

nicht gesehen. 

 

Im Bereich des ehemaligen Forsthauses sind die Baugrenzen an der 

West-, Nord- und Ostseite unmittelbar an das Gebäude anzulegen. Die 

überbaubare Fläche beginnt mit einem Grenzabstand von 3 m auf dem 

nördlich angrenzenden Baugrundstück neu. An der Südseite des ehema-

ligen Forsthauses ist die überbaubare Fläche in Verlängerung des Haupt-

gebäudes in einer Länge von ca. 10 m fortzuführen und dann nach Osten 

auf eine Gesamtbreite von ca. 20 m zu verbreitern. 

 

Dass aus Sicht des landwirtschaftlichen Immissionsschutzes keine 

Bedenken bestehen, wird zur Kenntnis genommen. Ebenfalls zur 

Kenntnis genommen wird die Einschätzung des Landkreises, dass eine 

Hobbytierhaltung im Regelfall nicht zu unzulässigen Immissionsanstiegen 

führt und daher auf den festgesetzten privaten Grünflächen zugelassen 

werden kann. Die Gemeinde folgt dieser Einschätzung. 

 

Im Übrigen wird die Stellungnahme zur Kenntnis genommen. 
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A.1 Landkreis Osnabrück (21.08.2017) Zu A.1 Landkreis Osnabrück (21.08.2017) 

 

Regionalplanung 

Die Hinweise zu den Zielen des Regionalen Raumordnungsprogramms 

(RROP) zu Vorsorgegebieten (Erholung, Landwirtschaft) und zum Vor-

ranggebiet für die Trinkwassergewinnung werden zur Kenntnis genom-

men. Die Textziffer zur zentralen Kläranlage wurde korrigiert. 
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Untere Denkmalschutzbehörde 

Die zustimmende Stellungnahme der Unteren Denkmalschutzbehörde 

sowie die zur gesetzlichen Melde- und Sicherungsfrist von archäolo-

gischen Bodenfunden und zum ehemaligen Forsthaus als Baudenkmal 

aufgezeigten Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

Landwirtschaftlicher Immissionsschutz 

Das aus Sicht des landwirtschaftlichen Immissionsschutzes keine 

Bedenken bestehen und den Ausführungen in der Begründung gefolgt 

werden kann, wird zur Kenntnis genommen. Dies gilt auch für die 

Aussage, dass gegen eine Hobbytierhaltung auf privaten Grünflächen 

ebenfalls keine Bedenken bestehen. 

 

 

Im Übrigen wird die Stellungnahme zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Die Hinweise zu den Zielen des Regionalen Raumordnungsprogramms 

(RROP) zu Vorsorgegebieten (Erholung, Landwirtschaft) und zum Vor-

ranggebiet für die Trinkwassergewinnung werden zur Kenntnis genom-

men. Die Textziffer zur zentralen Kläranlage ist zu korrigieren. 

 

Die zustimmende Stellungnahme der Unteren Denkmalschutzbehörde 

sowie die zur gesetzlichen Melde- und Sicherungsfrist von archäolo-

gischen Bodenfunden und zum ehemaligen Forsthaus als Baudenkmal 

aufgezeigten Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

Das aus Sicht des landwirtschaftlichen Immissionsschutzes keine 

Bedenken bestehen und den Ausführungen in der Begründung gefolgt 

werden kann, wird zur Kenntnis genommen. Dies gilt auch für die 

Aussage, dass gegen eine Hobbytierhaltung auf privaten Grünflächen 

ebenfalls keine Bedenken bestehen. 

 

Im Übrigen wird die Stellungnahme zur Kenntnis genommen. 
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A.1 Landkreis Osnabrück (11.09.2017) 

 

 
 

Zu A.1 Landkreis Osnabrück (11.09.2017) 

 

Untere Naturschutz- und Waldbehörde 

Bei der Rodung und dem auf den Stock setzen von Gehölzen ist 

grundsätzlich zu beachten, dass dies nicht in dem Zeitraum zwischen 

dem 01.03. und dem 30.09. eines jeden Jahres erfolgt. Die im 

Ausgleichskonzept vorgesehene artenreiche Streuobstwiese mit 

extensiver Grünlandnutzung dient insbesondere auch den Belangen der 

Avifauna, ebenso wie das geplante Aufhängen von mindestens fünf 

Nistkästen speziell für den Feldsperling. Die im Grünordnungsplan für die 

Streuobstwiese gemachten Pflanz- und Pflegehinweise (u.a. Artenwahl, 

Zeitpunkte der Pflegmaßnahmen) sind ebenfalls zu beachten. 

 

Im Übrigen wird zur Kenntnis genommen, dass darüber hinaus aus der 

Sicht der Unteren Naturschutz- und Waldbehörde keine weiteren An-

regungen vorgetragen werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Im Sinne des Artenschutzes ist die artenreiche Streuobstwiese ent-

sprechend Grünordnungsplan anzulegen und zu pflegen und sind im Gel-

tungsbereich mindestens fünf Höhlenbrüterkästen für den Feldsperling 

aufzuhängen. 

 

Im Übrigen wird zur Kenntnis genommen, dass darüber hinaus aus der 

Sicht der Unteren Naturschutz- und Waldbehörde keine weiteren Anre-

gungen vorgetragen werden. 
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A.1 Landkreis Osnabrück (06.11.2017) 

 

 

 
 

Zu A.1 Landkreis Osnabrück (06.11.2017) 

 

Dass vom Landkreis Osnabrück im Rahmen der erneuten Offenlage keine 

Anregungen zu den geänderten Inhalten vorgebracht werden, wird zur 

Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Dass vom Landkreis Osnabrück im Rahmen der erneuten Offenlage keine 

Anregungen zu den geänderten Inhalten vorgebracht werden, wird zur 

Kenntnis genommen. 
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A.2 Landwirtschaftskammer Niedersachsen (08.05.2017) 

 

 
 

Zu A.2 Landwirtschaftskammer Niedersachsen (08.05.2017) 

 

Die Aussage, dass durch die vorliegende Planung keine landwirtschaft-

lichen Betriebe mit Tierhaltung in ihren Entwicklungsmöglichkeiten einge-

schränkt werden, wird zur Kenntnis genommen. 

 

Die Erreichbarkeit angrenzender land- und forstwirtschaftlicher Nutz-

flächen wird im Norden und Süden des Plangebiets, ausgehend von der 

Straße Am Forsthaus, heute durch Stichwege gewährleistet. Deren Flä-

chen sind Teil der festgesetzten privaten Grünfläche. Auf der Ebene der 

Bauleitplanung wird die Erreichbarkeit dadurch grundsätzlich ermöglicht. 

Der Ausbau und damit u.a. die Belastbarkeit durch Fahrzeuge ist nicht 

Gegenstand des Bauleitplanverfahrens. 

 

Hinsichtlich möglicher Geräusch-, Staub- und Geruchsimmissionen zu 

Vegetationsbeginn und zum Zeitpunkt der Ernte sind bereits zum Vor-

entwurf unter Punkt 5.5a der Begründung und unter Punkt 3.1c des 

Umweltberichts entsprechende Hinweise aufgeführt. 

 

Im Übrigen wird die Stellungnahme der Landwirtschaftskammer insge-

samt zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Die Aussage, dass durch die vorliegende Planung keine landwirtschaft-

lichen Betriebe mit Tierhaltung in ihren Entwicklungsmöglichkeiten einge-

schränkt werden, wird zur Kenntnis genommen. 

 

Die Erreichbarkeit angrenzender land- und forstwirtschaftlicher Nutz-

flächen im Norden und Süden des Plangebiets durch Teile der festgesetz-

ten privaten Grünflächen wird auf der Ebene der Bauleitplanung als aus-

reichend erachtet. 

 

Im Übrigen wird die Stellungnahme zur Kenntnis genommen. 
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A.2 Landwirtschaftskammer Niedersachsen (10.08.2017) 

 

 

 
 

Zu A.2 Landwirtschaftskammer Niedersachsen (10.08.2017) 

 

Die Aussage, dass durch die vorliegende Planung keine landwirtschaft-

lichen Betriebe mit Tierhaltung in ihren Entwicklungsmöglichkeiten einge-

schränkt werden, wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Die Aussage, dass durch die vorliegende Planung keine landwirtschaft-

lichen Betriebe mit Tierhaltung in ihren Entwicklungsmöglichkeiten einge-

schränkt werden, wird zur Kenntnis genommen. 
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A.2 Landwirtschaftskammer Niedersachsen (26.10.2017) 

 

 

 
 

Zu A.2 Landwirtschaftskammer Niedersachsen (26.10.2017) 

 

Die Aussage, dass durch die vorliegende Planung auch bei erneuter 

Betrachtung keine landwirtschaftlichen Betriebe mit Tierhaltung in ihren 

Entwicklungsmöglichkeiten eingeschränkt werden, wird zur Kenntnis 

genommen. Die zuvor abgebildeten Stellungnahmen vom 08.05.2017 

bzw. 10.08.2017 werden erneut ebenfalls zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Die Aussage, dass durch die vorliegende Planung auch bei erneuter 

Betrachtung keine landwirtschaftlichen Betriebe mit Tierhaltung in ihren 

Entwicklungsmöglichkeiten eingeschränkt werden, wird wie die zuvor 

abgebildeten Stellungnahmen vom 08.05.2017 bzw. 10.08.2017 zur 

Kenntnis genommen. 
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A.3 Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Nieder-

sachsen (21.04.2017) 

 

 

Zu A.3 Zum Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung 

Niedersachsen (21.04.2017) 

 

Die Stellungnahme des Landesamts für Geoinformation und Landesver-

messung Niedersachsen wird insgesamt zur Kenntnis genommen. 

 

Ein entsprechender Verfahrensvermerk inklusive der Nennung des öffent-

lich bestellten Vermessungsingenieurs ist auf der Kartengrundlage abge-

bildet. Die Planunterlage wird nach Satzungsbeschluss dem Vermesser 

zur Bestätigung der geometrischen Eindeutigkeit vorgelegt, der auch im 

Plangebiet verschiedene Einmessungen wie z.B. die der als Bestand fest-

gesetzten Bäume und Sträucher vorgenommen hat. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen, die geometrische Ein-

deutigkeit der Planunterlage ist von einem öffentlich bestellten Vermes-

sungsingenieur zu bestätigen. 
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A.3 Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Nieder-

sachsen (18.07.2017) 

 

 

 
 

Zu A.3 Zum Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung 

Niedersachsen (18.07.2017) 

 

Die Stellungnahme des Landesamts für Geoinformation und Landesver-

messung Niedersachsen wird insgesamt zur Kenntnis genommen. 

 

Ein entsprechender Verfahrensvermerk inklusive der Nennung des öffent-

lich bestellten Vermessungsingenieurs ist auf der Kartengrundlage abge-

bildet. Die Planunterlage wird nach Satzungsbeschluss dem Vermesser 

zur Bestätigung der geometrischen Eindeutigkeit vorgelegt, der auch im 

Plangebiet verschiedene Einmessungen wie z.B. die der als Bestand fest-

gesetzten Bäume und Sträucher vorgenommen hat. 

 

Die Bezeichnung „Landesamt für Geoinformation und Landvermessung 

Niedersachsen“ für die Abkürzung „LGLN“ wird in den Planunterlagen 

korrigiert, sofern dies im Einflussbereich des den Bauleitplan 

bearbeitenden Planungsbüros liegt. Im Übrigen wurde das Vermessungs-

büro auf diesen Sachverhalt hingewiesen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen, die geometrische Ein-

deutigkeit der Planunterlage ist von einem öffentlich bestellten Vermes-

sungsingenieur zu bestätigen. Die Bezeichnung „Landesamt für 

Geoinformation und Landvermessung Niedersachsen“ für die Abkürzung 

„LGLN“ ist in den Planunterlagen zu korrigieren. 
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A.3 Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Nieder-

sachsen (11.10.2017) 

 

Zu A.3 Zum Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung 

Niedersachsen (11.10.2017) 

 

Die Stellungnahme des Landesamts für Geoinformation und Landesver-

messung Niedersachsen wird insgesamt zur Kenntnis genommen. 

 

Ein entsprechender Verfahrensvermerk inklusive der Nennung des öffent-

lich bestellten Vermessungsingenieurs ist auf der Kartengrundlage abge-

bildet. Die Planunterlage wird nach Satzungsbeschluss dem Vermesser 

zur Bestätigung der geometrischen Eindeutigkeit vorgelegt, der auch im 

Plangebiet verschiedene Einmessungen wie z.B. die der als Bestand fest-

gesetzten Bäume und Sträucher vorgenommen hat. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen, die geometrische Ein-

deutigkeit der Planunterlage ist von einem öffentlich bestellten Vermes-

sungsingenieur zu bestätigen. 
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A.4 Westnetz GmbH (16.05.2017) 

 

 

Zu A.4 Westnetz GmbH (16.05.2017) 

 

Die Hinweise Abstimmungs-/Planungserfordernisse mit der Westnetz 

GmbH in Bezug auf die Umsetzung der technischen Erschließung der 

neuen Bauflächen werden zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Um-

setzung, d.h. außerhalb des Bauleitplanverfahrens, wird eine frühzeitige 

Abstimmung mit dem Versorger zu führen sein. Änderungen oder Maß-

nahmen im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung sind aus Sicht der 

Verwaltung nicht erforderlich. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Die Stellungnahme der Westnetz GmbH zur Kenntnis genommen. Im 

Rahmen der Umsetzung, d.h. außerhalb des Bauleitplanverfahrens, ist 

eine frühzeitige Abstimmung mit dem Versorger zu führen. Änderungen 

oder Maßnahmen im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung sind auf-

grund der Stellungnahme nicht erforderlich. 
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A.4 Westnetz GmbH (08.11.2017) 

 

 

Zu A.4 Westnetz GmbH (08.11.2017) 

 

Die Hinweise Abstimmungs-/Planungserfordernisse mit der Westnetz 

GmbH in Bezug auf die Umsetzung der technischen Erschließung der 

neuen Bauflächen werden zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Um-

setzung, d.h. außerhalb des Bauleitplanverfahrens, wird eine frühzeitige 

Abstimmung mit dem Versorger zu führen sein. Änderungen oder Maß-

nahmen im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung sind aus Sicht der 

Verwaltung nicht erforderlich. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Die Stellungnahme der Westnetz GmbH zur Kenntnis genommen. Im 

Rahmen der Umsetzung, d.h. außerhalb des Bauleitplanverfahrens, ist 

eine frühzeitige Abstimmung mit dem Versorger zu führen. Änderungen 

oder Maßnahmen im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung sind auf-

grund der Stellungnahme nicht erforderlich. 
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A.5 Gemeinde Bad Rothenfelde, Klimaschutz (15.05.2017) 

 

Zu A.5 Gemeinde Bad Rothenfelde, Klimaschutz (15.05.2017) 

 

Dass die angestrebte Nachverdichtung grundsätzlich begrüßt wird, wird 

zur Kenntnis genommen. 

 

Die festgesetzte Dachneigung zwischen 30° und 45° orientiert sich 

an den Bestandsgebäuden im Umfeld und betrifft insofern Aspekte 

des Ortsbilds. Hinzu kommt die Intention, bei den vorgesehenen 

Eigenheimen den Dachraum zu Wohnzwecken nutzen zu können, 

ohne in der Kubatur zweigeschossige Gebäude auszuführen. Durch 

die Begrenzung von Trauf- und Firsthöhe plus einer angemessen 

steilen Dachneigung wird stattdessen auf eine Kubatur abgezielt, die 

dem Umfeld entspricht. 

Bei einer aktiven Nutzung der Sonneneinstrahlung zur Brauchwasser-

bereitung, Heizung oder Stromerzeugung, die zudem in Abhängigkeit 

mit den jeweils gewählten Systemen zu sehen ist, ergeben sich 

spezielle Anforderungen an die Neigung. Eine Dachneigung von um 

die 30° erlaubt daher grundsätzlich verschiedene Möglichkeiten einer 

effektiven Solarenergienutzung. Darüber hinaus ist es im Plangebiet 

möglich, die Solarflächen seitlich optimal nach Süden auszurichten. 

Eine Ausführung von zwei unterschiedlichen Dachneigungen bei 

einem Gebäude soll aus Gründen des Ortsbilds nicht zugelassen 

werden. 

Eine aktive Nutzung der Sonneneinstrahlung wird daher nahezu 

optimal ermöglicht, ohne dabei die Aspekte Ortsbild und Wohnraum-

nutzung zu vernachlässigen. 

 

Grundsätzlich gelten bei der Errichtung von neuen Gebäuden die Vor-

gaben der Energieeinsparverordnung und des Erneuerbare-Energien-

Wärmegesetzes, die gemäß § 1 der EnEV 2014 unter Einsatz von 

Energie beheizt oder gekühlt werden. Weitergehende Anforderungen 

werden auf der Ebene der hier behandelten verbindlichen Bauleit-

planung nicht formuliert. 

Auch ist nicht zuletzt aufgrund der sehr begrenzten Anzahl von 2 - 3 

neuen Eigenheimen nicht vorgesehen, in den Grundstückskaufver-

trägen Maßnahmen zur Energieverbrauchsminderung zu verankern, 

- die über das Anforderungsprofil der EnEV hinausgehen, 
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- oder im Sinne eines Bonussystems zusätzliche Förderungen der 

Kommune für den Fall des Baus eines KfW-Effizienzhauses bzw. 

Passivhauses vorsehen. 

Den Bewerbern für ein Baugrundstück wird zu gegebener Zeit 

mitgeteilt, dass die Möglichkeit einer Energieberatung besteht. 

 

Die Prüfung bzw. die Einrichtung einer speziellen Radwegeverbindung in 

Richtung Zentrum ist eine Maßnahme von gesamtörtlicher Reichweite, 

die unabhängig von den hier möglichen 2 - 3 neuen Eigenheimen zu 

sehen ist. Durch die im Bereich „Am Forsthaus“ bestehende „Tempo-30-

Zone“ ist der Radverkehr nach den Bestimmungen der Straßenverkehrs-

ordnung (STVO) ohnehin auf der Fahrbahn abzuwickeln. Kinder bis 8 

Jahre müssen den Gehweg benutzen. 

Dem Fußgänger- und Radfahrverkehr in Richtung Zentrum dienlich ist in 

jedem Fall die erfolgte Einrichtung einer Bedarfsampel zur Querung des 

Niedersachenrings (L 94). Ein konkreter Handlungsbedarf veranlasst 

durch die vorliegende Bauleitplanung wird somit nicht gesehen. 

 

Die Hinweise zur Vermeidung einer Verschattung der wärmeaufnehmen-

den Fassade und solartechnischer Anlagen werden zur Kenntnis genom-

men. Entsprechende Festsetzungen z.B. zur Anordnung von Bäumen 

werden jedoch nicht für erforderlich gehalten. Mit Ausnahme der süd-

westlich des ehemaligen Forsthauses zu erhaltenden Linde ist es im 

Ermessen der jeweiligen Eigentümer, die Bebauung und Bepflanzung der 

Grundstücke so zu organisieren, dass eine Besonnung an den gewünsch-

ten Stellen vorliegt. Der Verzicht auf diesbezüglich relevante, detaillier-

tere Festsetzungen zur Grundstücksnutzung sowie die Eingrenzung auf 

Einzelhäuser sind weitere Aspekte. D.h. im Grundsatz wird der Intention 

der Stellungnahme gefolgt. 
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Beschlussvorschlag: 

Dass die angestrebte Nachverdichtung grundsätzlich begrüßt wird, wird 

zur Kenntnis genommen. 

 

Eine aktive Nutzung der Sonneneinstrahlung wird aus Sicht der 

Gemeinde durch das festgesetzte Dachneigungsspektrum zwischen 

30° und 45° nahezu optimal ermöglicht, ohne dabei die Aspekte 

Ortsbild und Wohnraumnutzung zu vernachlässigen. 

 

Den Bewerbern für ein Baugrundstück wird zu gegebener Zeit mitge-

teilt, dass die Möglichkeit einer Energieberatung besteht. Maßnah-

men, die über das Anforderungsprofil der EnEV hinausgehen oder ein 

Bonussystems für zusätzliche Förderungen der Kommune im Falle 

des Baus eines KfW-Effizienzhauses bzw. Passivhauses, sollen keine 

Berücksichtigung finden. 

 

Ein separater Radweg ist nach den Bestimmungen der Straßenverkehrs-

ordnung (STVO) in „Tempo-30-Zonen“ nicht möglich. Ein Handlungs-

bedarf speziell in Bezug auf die vorliegende Bauleitplanung wird nicht ge-

sehen. 

 

Festsetzungen mit dem Ziel der Vermeidung einer Verschattung der 

wärmeaufnehmenden Fassade und solartechnischer Anlagen werden hier 

nicht für erforderlich gehalten. Gleichwohl werden die Hinweise zur 

Kenntnis genommen und sind im Rahmen der Energieberatung mitzutei-

len. 
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A.5 Gemeinde Bad Rothenfelde, Klimaschutz (08.08.2017) 

 

Zu A.5 Gemeinde Bad Rothenfelde, Klimaschutz (08.08.2017) 

 

Die angeführte und zuvor abgebildete Stellungnahme vom 15.05.2017 

sowie die zugehörige Stellungnahme der Verwaltung samt Beschlussvor-

schlag werden zur Kenntnis genommen. Dies betrifft insbesondere die 

Aussage, dass die angestrebte Nachverdichtung grundsätzlich begrüßt 

wird.  

 

Den Bewerbern für ein Baugrundstück wird zu gegebener Zeit mitge-

teilt, dass die Möglichkeit einer Energieberatung besteht. 

 

Im Übrigen wird zur Kenntnis genommen, dass keine weiteren 

Anregungen oder Bedenken vorgetragen werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Die angeführte und zuvor abgebildete Stellungnahme vom 15.05.2017 

wird erneut zur Kenntnis genommen. Ebenso die Tatsache, dass keine 

weiteren Anregungen oder Bedenken vorgetragen werden. 
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A.5 Gemeinde Bad Rothenfelde, Klimaschutz (06.11.2017) 

 

Zu A.5 Gemeinde Bad Rothenfelde, Klimaschutz (06.11.2017) 

 

Die angeführte und zuvor abgebildete Stellungnahme vom 15.05.2017 

sowie die zugehörige Stellungnahme der Verwaltung samt Beschlussvor-

schlag werden zur Kenntnis genommen. Dies betrifft insbesondere die 

Aussage, dass die angestrebte Nachverdichtung grundsätzlich begrüßt 

wird.  

 

Den Bewerbern für ein Baugrundstück wird zu gegebener Zeit mitge-

teilt, dass die Möglichkeit einer Energieberatung besteht. 

 

Im Übrigen wird zur Kenntnis genommen, dass keine weiteren 

Anregungen oder Bedenken vorgetragen werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Die angeführte und zuvor abgebildete Stellungnahme vom 15.05.2017 

wird erneut zur Kenntnis genommen. Ebenso die Tatsache, dass keine 

weiteren Anregungen oder Bedenken vorgetragen werden. 



2244  

A.6 Niedersächsischer Landesbertieb für Wasserwirtschaft, Küsten- 

und Naturschutz (17.07.2017) 

 

 

Zu A.6 Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, 

Küsten- und Naturschutz (17.07.2017) 

 

In Begründung, Umweltbericht und Plankarte sind Hinweise zum Heil-

quellenschutzgebiet Bad Rothenfelde (Schutzzone I) aufgeführt. Die ent-

sprechende Schutzgebietsverordnung ist zu beachten. Die ergänzenden 

Hinweise der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen. 
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Beschlussvorschlag: 

Die Hinweise zum Heilquellenschutzgebiet Bad Rothenfelde (Schutzzone 

I) werden zur Kenntnis genommen. 



2266  

A.6 Niedersächsischer Landesbertieb für Wasserwirtschaft, Küsten- 

und Naturschutz (11.10.2017) 

 

 

 

Zu A.6 Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, 

Küsten- und Naturschutz (11.10.2017) 

 

In Begründung, Umweltbericht und Plankarte sind Hinweise zum Heil-

quellenschutzgebiet Bad Rothenfelde (Schutzzone I) aufgeführt. Die ent-

sprechende Schutzgebietsverordnung ist zu beachten. Die ergänzenden 

Hinweise der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Die Hinweise zum Heilquellenschutzgebiet Bad Rothenfelde (Schutzzone 

I) werden zur Kenntnis genommen. 
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Zu B. Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Baugesetzbuch (BauGB) 

 

 

 

 

Die Planung wurde im Rahmen einer öffentlichen Veranstaltung am 

08.05.2017 mit zwei anwesenden Bürgern erörtert. In der Veranstaltung 

wurden Anregungen und Hinweise vorgebracht. Daran anschließend fand 

eine zweiwöchige öffentliche Bereitstellung des Vorentwurfs zu 

jedermanns Einsichtnahme in der Bauabteilung der Gemeindeverwaltung 

statt. 

 

Über die im Rahmen der gemäß § 3(1) BauGB durchgeführten Bürger-

anhörung am 08.05.2017 sind in diesem Verfahrensschritt über die pro-

tokollierten Inhalte hinaus keine Stellungnahmen schriftlich oder zur Nie-

derschrift Stellungnahmen vorgebracht worden. Weitere abwägungsrele-

vante Inhalte liegen insofern nicht vor. 

 

Die Offenlage gemäß § 3(2) Baugesetzbuch (BauGB) hat in der Zeit vom 

20.07.2017 bis einschließlich dem 23.08.2017 stattgefunden. Gemäß 

§ 4a(3) BauGB erfolgte in der Zeit vom 09.10.2017 bis einschließlich 

dem 10.11.2017 ein erneutes Beteiligungsverfahren, da die zur Zeit be-

stehende Schwarzdornplantage nicht als private Grünfläche, sondern als 

Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt werden soll. In beiden Beteili-

gungsverfahren wurden ebenfalls aus der Öffentlichkeit keine Stellung-

nahmen schriftlich oder zur Niederschrift Stellungnahmen vorgebracht. 
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Veranstaltung zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit (08.05.2017) 

 

Zur Veranstaltung zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 

(08.05.2017) 

 

Die in der Bürgerversammlung erörterten Inhalte sowie die gestellten 

Fragen und die dazu in der Veranstaltung gegebenen Antworten werden 

anhand des nebenstehenden Protokolls zur Kenntnis genommen. Ebenso 

wird zur Kenntnis genommen wird, dass im Grundsatz keine Bedenken 

gegen die Planung bestehen. 
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Über die Gestaltungsfestsetzungen ist allgemein in einem nichtöffent-

lichen, interfraktionellen Gespräch mit den Ratsmitgliedern gesprochen 

worden. Dort wurde „eine Marschrichtung“ festgelegt. Der eigentliche 

Beschluss zu den Gestaltungsfestsetzungen wird in jedem Einzelfall im 

Rahmen des Entwurfsbeschlusses gefasst. 

 

Für den Bebauungsplan Nr. 61 sind zur Fassadengestaltung (Stichwort 

Klinkerfassade) folgende Festsetzungen getroffen: 

- Putz: Weiße und helle Tönungen (Definition „helle Tönungen“ nach 

dem handelsüblichen Natural Color System: Farben mit einem 

Schwarzanteil von höchstens 10 % und einem Buntanteil von 

höchstens 10 %). Für Gebäudesockel sind andere Farben und 

Mauerwerk zulässig. 

- Sicht- bzw. Verblendmauerwerk: Rote bis rotbunte (Rotanteil 

mindestens 50%) Farbtönungen. 

- Untergeordnete Bauteile: Es sind andere Materialien, wie z.B. Holz, bis 

zu einem Flächenanteil von 30 % je Fassadenseite zulässig. 

- Holzblockhäuser und Holzfassaden sind unzulässig. 

 

Über eine rote Klinkerfasse hinaus ist somit für die Fassadengestaltung 

ein erweitertes, für Bad Rothenfelde gebräuchliches Spektrum an Farben 

und Materialien eröffnet, das im Hinblick auf das Ortsbild eine 

verbindende Funktion hat, aber auch dem Wunsch einer individuellen 

Gestaltung von Baukörper Rechnung trägt. 

 

 

 

Offene Fragen im Zusammenhang mit der vorliegenden Bauleitplanung 

sind nicht erkennbar. 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag 

Die grundsätzliche Zustimmung wird zur Kenntnis genommen.  

 

Hinsichtlich der Fassadengestaltung ist dem im Zuge des Bebauungs-

plans Nr. 61 beratenen und festgesetzten Farb- und Materialspektrum zu 

folgen. 


